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Deutſchland. 


erlin, 16. Dezember. (Herrenhaus) 4. Sitzung. Präſident: 
are Graf zu Stolberg. Am Miniſtertiſch Graf v. Sbeuplie, Dr. Leon- 
hardt und mehrere Regierungskommiſſare. Die Tribünen ſehr ſpärlich be⸗ 
ſetzt, Logen leer, die Plätze im Hauſe ſehr lückenhaft. Der Präſident er⸗ 
öffnet die Sitzung um 12 Uhr 20 Minuten mit geſchäftlichen Mittheilun⸗ 
gen. Eine größere Anzahl von Broſchüren ſind eingegangen. Ferner wer⸗ 
den eine Anzahl von Schreiben des Miniſters des Innern verleſen, be⸗ 
treffend die nenen Ernennungen zu Mitgliedern des Hauſes. Unter den⸗ 
jelben befinden ſich u. a. die HH. v. d. Kneſebeck, Dr. Leonhardt, Graf 
Münſter, Graf Reventlow, Fürſt zu Yſenburg, v. Schimmelmann, Schwerdt· 
feger ze. Der Präſident bewillkommt dieſelben als Mitarbeiter und ſpricht 
den Wunſch aus, daß ſie den Arbeiten des Hauſes ihr volles Intereſſe und 
ihre Mitwirkung ſchenken mögen. Das Haus iſt ſomit durch die neuen 
Berufungen auf eine Anzahl von 315 Mitgliedern angewachſen. Von die · 
ſen ruhen zur Zeit 51 Mandate und von den übrigen ſind 251 Mitglieder 
eingetreten. Die Mandate von 4 Mitgliedern, den Herren v. Treskow, von 
Winterfeld, Prof. Brandes und v. Maſſow find durch den Tod der In⸗ 
haber erledigt, 4 andere dadurch, daß ihre Inhaber diejenigen Eigen ſchaften 
verloren haben, auf Grund deren die Berufung erfolgt war. — Der Prä⸗ 
ſident theilt das Reſultat der Verlooſung der neuen Mitglieder in die ein- 
elnen Abtheilungen mit. — Von dem Abgeordnetenhaufe iſt die Mitthei⸗ 
er: über Keine onſtituirung eingegangen, ebenſo die Geſetz⸗Entwürfe be- 
treffend den Vertrag mit Waldeck, betreffend das Rechnungsweſen in den 
neuen Landestheilen, der Vertrag mit der freien Stadt Frankfurt für 1867, 
ſowie der Geſetz⸗ Entwurf betreffend die Erhöhung der Krondotation. Die 
Geſetzentwürfe werden mit Zuſtimmung des Hauſes der bee ler 
überwieſen. — Der Vertrag mit Waldeck ſoll durch Schlu berathung er⸗ 
ledigt werden. Hierauf folgt die Vereidigung von 15 neuen Mitgliedern, 
deren Namen jedoch unverſtändlich bleiben. — Alsdann nimmt das Wort 
der Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: In Vertretung des er⸗ 
krankten Herrn Kultusminiſters habe ich die Ehre, dem Hauſe auf Aller⸗ 
höchſte Ermächtigung vom 11. d. M. zwei Geſetzentwürfe vorzulegen. Der 
eine betrifft die Einrichtung und Erhaltung der öffentlichen Volksſchulen, 
der andere die Penſionirung und Penſionsberechtigung der Lehrer und Leh⸗ 
renden an öffentlichen Volksſchulen. Je wichtiger dieſe beiden Entwürfe 
für ſein Reſſort ſind, um ſo lebhafter bedauert der Herr Kultusminiſter, 
daß er ſie nicht perſönlich vorlegen kann. Er bofft, daß durch dieſe Ser 
ſetzentwürfe Uebelſtände beſeitigt und Bedürfniſſe befriedigt und ſie Erin 
dienen werden, die Volksbildung zu kräftigen, wo es nothwendig iſt. A 5 
bald find auch, meine Herren, Ihrer Einſicht und Ihrer hace bie er 
den Geſetzentwürfe an erfter Stelle anvertraut. Die gesch che 5 f 
lung ſtelle ich dem Herrn Präfiventen anheim. — Der . I gt 
vor, für die beiden Geſetze eine beſondere Kommiſſion von 15 Mitgliede 
zu wählen. f i 
Kleiſt beantragt mit Rückſicht darauf, daß alle Provinzen 
mögüic t in diese mitten vertreten ſeien, eine Kammiſſion von zwan⸗ 
zig Mitgliedern zu wählen. Die Herren Haſſelbach und Graf Rittoerg 
treten dem Antrage bei. Das Haus ſchließt ſich dem Antrage ebenfalls an 
und wird die Wahl am Mittwoch vor der Plenarſitzung ſtattfinden. — Es 
Kar der dritte Gegenſtand der Tages⸗Ordnung 993 aan der N 
i klärung von Per⸗ 
* — n r n use 2e d Reigen 
Theil genommen haben. Der Referent Herr v. Bernutbh hat dem Be⸗ 
richt nichts hinzuzufügen und empfiehlt die Annahme des Geſetz⸗Entwurfes, 
wie er aus den Vorberathungen der Kommiſſion hervorgegangen. — Herr 
v. Dernburg erkennt die Nothwendigkeit des Erlaſſes vollkommen an, 
aber materielle Bedenken veranlaſſen ihn, dagegen zu ſprechen. Er ver ⸗ 
weiſe auf die Mitglieder der neuen Landestheile, auf die ehemals naſſaui⸗ 
hen, hannoverſchen, kurheſſiſchen ꝛe. Soldaten. Wie leicht iſt es möglich, 
aß mancher derſelben ſich noch am Leben befindet, und nur durch irgend 
welche Umſtände am Erſcheinen behindert iſt. Ebenſo kann dies auch mit 
dreußiſchen Soldaten der Fall ſein. Mag man dieſe Leute Vagabunden 
oder Deſerteure nennen, aber fie für todt zu erklären, ihnen ihr 8 
zu entziehen, hierzu ſind wir nicht berechtigt. Dieſe juridiſchen Bedenken ⸗ 
zwingen mich, Sie zu bitten, dem Geſetz die Beſtimmung ibiza ge, 
aß die Todes⸗Erklärung nur dann erfolgen durfe, wenn eine öſſen 5 
ufforderung ergangen und derſelbe bis zu einem beſtimmt 1 E Eu 2 
ben Tage kein Lebenszeichen von ſich gegeben habe. — Graf Ri A 90 
e ee eee ln ge, le ede ae 
ommiſſion war der Anſicht, daß der Zeitraum vor 3 . ! 
— en mit Desen ein genügender ſei, um mit Zuverläſſigkeit 
en der vermißten onen anzunehmen. 

e ee Geh. Rath Pape : Die Vorlage gründet ſich auf 
ein Bedürfniß, welches nach der Ueberzeugung der Staats⸗Regierung as 
anfechtbar iſt. Von ben im letzten Kriege vermißten Perſonen ift mit der 

rößten Zuverläſſigkeit anzunehmen, daß fie den Gefahren des Krieges er⸗ 
5 ſind. Das Geſetz aber erheiſcht, ſie als Lebende zu betrachten, 85 
nicht eine gewiſſe Zeit verſtrichen. Hieraus entſteht für die t gen 
und muthmaßlichen Erben der Vermißten ein großer Nachtheil. Dahin ge- 
hört beſonders, daß die Wittwen und Kinder ſolcher Vermißten auf — 2 
Zeit nicht in den Genuß kommen, welchen die Geſetzgebung ihnen augeficht 
e ano 
trägt, fo muß unbedingt die Geſetzgebung ein kung der Bermißten 
Ge s eines Theils ſofort die Todeserklärung der B 
mia und unf der andern Sele das betreffende Verfahren e ver⸗ 
einfacht und erleichtert. Die Geſetzesvorlage nimmt in dieſer 2 ein 
Geſetz vom Jahre 1828 zum ge rer e af Per 
er iſt und ſich in der praktiſchen Handhabun } Her 
den Bernt "Hat edge gegen die Vorlage nichts zu 1171 8 Nan 
Bedenken bezieht ſich nur darauf, daß das Geſetz au auf die Deſerteure 
angewendet werden könne. Wenn Sie aber eine derartige Aae 
daß dieſe Anwendun ausgeſchloſſen ſei, in das Geſetz mit aufnehmen. wol⸗ 
en, ſo iſt die praltiſche Wirkſamkeit deſſelben faft gänzlich vereitelt. ze 
wenn eine Perfon im Kriege vermißt tft, fo liegt die Moglichkeit der De⸗ 
ſertion immer vor, Im Falle der Aufnahme der betreffenden Bestimmung 
joleve, das Gericht, weſches mit der Todes-Erklärüng befaßt wird, 
Immerhin in den Iweiſel then können, ob nicht dieſe Perſonen deſertirt 
find. Dieſer Zweifel wird d in führen, daß gerade in den wenigſten 
a allen das Geſetz zur Au agen tommen wird. Das 9 ſchließt die 
Dentbarkeit des Falles nicht aug daß eine für todt erklärte Perſon fpäter 
zurückkehre. Es iſt das ein beſonderg für den Vermißten beklagenswerther 
all, um ſo beklagenswerther aber, wenn er fich einer Defertion ſchuldig ge⸗ 
macht hat. Es iſt von beſonderer Wichtigkeit, daß ſich das Geſetz an ein 
früheres bereits praktiſch bewährtes Geſetz anlehnt. Die Aufnahme von 
Enizelbeſtimmungen würde es für die praktiſche Handhabung nur verſchlech⸗ 
tern. Es wäre beſſer, daſſelbe gar nicht zu erlaffen, wenn man glaubt, daß 
durch daſſelbe Perſonen für todt erklärt werden können die noch am Leben 
dab. „Wenn man aber glaubt, daß eine hinreichende Zeit abgelaufen ſei, 
un iſt es das Beſte, das Geſetz aufrecht zu erhalten. 
in ze err Dr. Heffter: Auch nach dem Kriege von 18061815 wurde 
ein ähnliches Geſetz erlaſſen, jedoch erſt im Jahre 1828, in deſſen Ein⸗ 
gange als Motiv angeführt iſt, daß nun ſchon eine Rehe von Jahren ver⸗ 
bieden ſei. Jetzt ſoll nun aber ſchon nach Verlauf von kaum einem Jahre 
ſelbe Maßregel adoptirt und tabula rasa gemacht werden in den Ver⸗ 
iſſen der Vermißten, die hernach ſchwer wiederberzuſtellen ſei möchten, 
Grund enn das Vermögen ſchon getheilt oder abſorbirt ift. Ich ſehe keinen 
dar ud zu einer ſolchen Eile. — Herr v. Bernuth weiſt als Referent 
auf hin, daß die Verhältniſſe des Krieges 1806—1815 mit denen des 


letzten Krieges nicht zu vergleichen feien; jener Krieg habe in ganz Europa, 
diser nur I En Deutlelande attgefunben, Er bittet, den Entwurf 
mit den Veränderungen der Kommi ſion anzunehmen. —. Herr v. Deren⸗ 
burg hat im Sinne ſeiner Rede mu 8 4 des Geſetzes einen Verbeſſerungs⸗ 
antrag geſtellt, der aber nicht die ausreichende Unterſtützung erhält. — 
Hierauf wird die Generaldiskuſſton geſchloſſen, bei der Spezialdiskaſſion, 
die hierauf eröffnet wird, betheiligt ſich Niemand. — Der Geſetz⸗Entwarf 
wird hierauf ohne Diskuſſion angenommen. Es folgt der Bericht der Juſtiz⸗ 
Kommiſſion über Petitionen, welcher nach ganz geringer Debatte nach den 
Anträgen der Kommiſſton erledigt wird. Nachdem der Präſident die Herren 
Camphauſen (Berlin) und von Le Cog zu Referenten für den Vertrag mit 
Waldeck ernannt hat, beraumt er die nächſte Sitzung auf Mittwoch an und 
ſetzt auf die Tagesordnung: 1. den Bericht der Juſtiz⸗Kommiſſion über den 
Antrag von Frandenberg und Genoſſen, 2. Bericht derſelben Kommiſſion 
über den Geſetzentwurf, betreffend die Vereinigung der beiden Gerichtshöfe. 
— Schluß der Sitzung 2 Uhr. 5 


Berlin, 16. Dezbr. (aus der Abgeordneten.) 17. Sitzung. 
(Schluß) Abg. Miquel: Er ſei ebenfalls der Anſicht, daß die Ausga⸗ 
ben für die Landdroſteien im Weſentſichen wegfallen können. Dieſe Land- 
droſteien hätten ſich von jeher als unnütze Behörden, als Briefträger be⸗ 
wieſen. Solche Behörden ſeien die gefährlichſte Organiſation. Nur durch 

arke und große Provinzial-Regierungen, auf welchen die Miniſterien einen 

heil der Geſchaſte übertragen können, ſei eine Decentralifation möglich. 
Bewillige man jetzt definitiv, fo ſei es ſehr ſchwer, eine Aenderung herbei⸗ 
zuführen, und da der Herr Miniſter des Innern ſich entgegenkommend ge» 
äußert habe, jo könne er nicht einſehen, weshalb die n eines 
Pauſchquantums ſchädlich fein ſollte. — Miniſter des Innern Graf zu 
Eulenburg: Seine debe, me ei dahin gegangen, daß einſtweilen 
noch ein Proviſorium beſtehe, weil in Schleswig⸗Holſtein eine Organifa- 
tion auf Grund Königlicher Verordnung noch nicht beſtehe und weil in 
Hannover noch die alte Organisation eht. Er wünſche, daß die Dis⸗ 
kuſſton hier zeigen möge, welchen 5 die Regierung einſchlagen ſolle, 
wenn fie organifire, 1. 5 Organif, 
konne ſich nicht noch ein Jahr hinzie 
Pauſchquantums geſchehen würde. — 
teriell 15 die Regierung im Rechte 
Provinzen verordnet habe, ſei Recht.“ nie Frage über die Kompetenz zwi⸗ 
ſchen Regierung und Landesvertretung hre auf ein Gebiet, welches a 
empfindlicher Natur ſei; man dürfe Ye Frage nicht auf die Spitze treiben, 
weil dadurch das konſtitutionelle W. u vernichtet werde. In Hannover 
habe die frühere Verwaltung Befriedi ig erregt, und dies ſei nothwendig. 
Die Landdroſteien ſeien keineswegs fiber! ſſig, und wenn die Reg ierung 
fie beſtehen laſſen wolle, um an der Hand des Beſtehendenz Erfahrungen zu 
ſammeln, ſo bekunde ſie dadurch einen konſervativen Sinn. Er wo e dem 
Herrn Miniſter keinen konſervativen 9 mm entgegenſetzen; denn er ſei auf 
dem rechten Wege. Das Organiſatjons⸗Recht ſei ein Recht der Krone, und 
wenn, wie bisher im Haufe, Alles d ch Fraktionen gehe, ſo ſei das Haus 
nicht ſehr geeignet, über Organiſation u zu berathen. (Sehr richtig.) Spa⸗ 
ren und die Zahl der Beamten vermindern, das ſei der Weg, den das 
Haus gehen müſſe. (Bravo) — Francke (Oldenburg) vertheidigt 
feinen Antrag auf Einführung einer gemeinſamen Regierung für Schleswig 
und Hallein — Regierung eee r v. iir Die. rage id. — 

tig erwogen. ommen, u 
ki Serge — Acer e ien men. wo 9 die Ver⸗ 
mehrung der Schreibkräſte. Seien die Regierungen kleiner, ſo fei eine grö« 
ßere Wechſelwirkung möglich. Von dieſer Anſicht ſei die Regierung auch 
bei der vorläufigen Organiſation in Schleswig⸗Holſtein ausgegangen. Wür⸗ 
den die Regierungen vereint, ſo ſei das Ober⸗Präſidium, wie es beſtehe, 
nicht mehr an ſeinem Platze (Sehr richtig.) Die Lehre von der Untheil⸗ 
barkeit der beiden Herzogtümer habe ſich im vergangenen Jahre erheblich 
geändert. Jetzt beiße etz: Preußen und Schleswig ⸗Holſtein bleiben ewig 
ungetheilt. Eine Gefährdung der Wünſche der Bevölkerung könne darin 
nicht gefunden werden, wenn die beiden Regierungen beſtehen bleiben; im 
Gegentheil, die Bevölkerung werde darin einen Akt der Fürſorge für fie 
erblicken. — Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Außer den Grün⸗ 
den, die der Herr Kommiſſar für die Einrichtung zweier Regierungen in 
Schleswig, Holſtein angeführt hat, war noch ein politischer heſichtspunkt 
maßgebend. Vorher muß ich noch bemerken, daß ich den allgemeinen Wuuſch 
der Bevölkerung nach einer Regierung bezweifle. Zwar haben die Ver- 
trauensmanner auch einen ſolchen Wunsch ausgeſprochen; allein, wenn man 
fragte, wo ſoll denn der Sitz der Regierung fein, dann antwortete der 
Schleswiger: natürlich in Schleswig! und der Holſteiner ſagte: natürlich in 
Kiel! Ich gewann daraus den Eindruck, daß man lieber auf die Konſti⸗ 
tuirung einer einzigen Regisrung verzichtete, wenn als Sitz derſelben nicht 
die vorgeſchlagene Stadt gewählt würde. Dagegen ſind mir von anderer 
Seite aus politiſchen Gründen die allerdringendſten Wünſche an das Herz 
gelegt worden, die Regierung in Schleswig nicht aufzuheben. Die dortige 
Bevölkerung legt einen außerordentlichen Werth darauf, daß ſie bei ihrem 
Kampfe gegen die däniſche Nationalität ſich an eine große Staatsbehörde 
anlehnen kann, von der ſie die Impulſe und die Direktion empfängt. Ich 
würde am liebſten den Sitz der Regierung noch weiter nördlich verlegen. 
Ader ſie ganz aus Schleswig zu entfernen und dadurch der Bevölkerung 
Schleswigs im Norden das Bewußtſein zu erwecken, daß fie doch mehr 
oder weniger nur als Appendix da ſei, das halte ich für falſch. Die Sache 
iſt feit Jahren im Schooße der Regierung erwogen worden, das Staats⸗ 
Miniſterium hat fi) aber mit Einſtimmigkeit dafür erklärt, daß es richtiger 
ſei, zwei Regierungen in Schleswig ⸗Holſtein beſtehen zu laſſen. — Abg. 
v. Bin cke (Minden): Die angenehmen Eröffnungen, die uns der Herr 
Miniſter des Innern am Sonnabend in ſo liebenswürdiger Weiſe gemacht 
hat, find heut leider durch ihn und ſeinen Kommiſſar redreſſirt worden. 
Es ift durchaus unſere Sache, ob wir die Stellen in Hannover bewilligen 
wollen oder nicht, wobei es gleichgültig iſt, ob fie auf dem früheren han- 
noverſchen Etat geſtanden ſind. Ber 5 Miniſter will ſich das Organi⸗ 
ſiren vorbehalten und zuvor unſere Rathfchläge anhören. Dabei würden 
wir aber in eine wenig würdige Poſition hineingerathen. Redner giebt 
nun mit Berufung auf ſeine wohl zwanzigjährige Kenntniß Hannovers, in 
dem er angejeffen iſt, eine Schilderung der adminiſtrativen Zuftände dieſer 
kalte J ie Unzufriedenheit in ihr liegt nicht in den Kreifen der Bureau⸗ 
kratie, ſondern in denen, die Über und unter ihr ſtehen. Daß die Regie⸗ 
rung ihre Vollmacht bis zum 1. Oktober d. J. in nicht zu billigender 
Weile ausgeübt hat (der ſchwarze Punkt, auf den der Abg. Windthorſt hin⸗ 
gewieſen), iſt nicht die Schuld dieſes Hauſes. Sie berief die Vertrauens- 
männer zu ſpät und ſpannte die Pferde hinter den Wagen. Hannover hat 
ein vier Mal größeres Beamtenperſonal als die alten Provinzen und kein 
Anrecht auf einen größeren Antheil an den Einnahmen des Staates als 
irgend eine von ihnen. Allerdings lebt man als Gutsbeſitzer angenehmer 
unter einem hannoverſchen Amt, als unter einem. preußischen andrath. 
Der Ton iſt gemüthlicher, als in der ſtrammen, militäriſchen preußiſchen 
Verwaltung; vor Aufnahme eines Protokolls macht man ſeinen Beſuch und 
beſpricht die Sache bei einer Taſſe Kaffee. (Heiterkeit.) Uuſer Landrath 
muß Grundbeſitz in feinem Kreiſe haben, der hannoverſche Amtmann darf 
feinen haben, die Teßtere Beſtimmung iſt die wahrhaft bureautratiſche im 
Gegenſatz zur Selbftverwaltung. Uebrigens hat man auch dort nicht das 
Inſtitut „bis an's Ende der Tage“ zu konſerviren gedacht, ſondern ihm 
oft genug ein memento mori zugerufen und ihm die Ueberleitung in die 
preußiſche Kreisverfaſſung vorgehalten. - 

Abg. v. Bennigfe n bezeichnet das Bild, das der Vorredner von den 
3 Verwaltungszuſtänden gegeben, als ein aus enger lokaler 
Kenntniß geihöpftes und mit dem Auge des Preußen aufgefaßtes Zerrbild. 


Gerade die höchſten preußiſchen Zivil⸗ und Militärbehörden haben während 
des ſchwierigen Jahres nach dem Kriege den Werth und Vorzug der un⸗ 
terſten Iuftanz erkannt. Die Thätigkeit im Gemeindeleben und in den 
Kreiſen war in Hannover viel friſcher als in Preußen und die Stellung 
der Beamten mit fo muſterhafter Klarheit geſetzlich abgegrenzt, daß man 
den alten preußiſchen Provinzen Glück zur Nachfolge wünſchen möchte. 
Was die koͤnigliche Staatsregierung in den neuen Provinzen einrichtet, iſt 
nach ihrer eigenen Erklarung nur proviſoriſch und nicht vollſtändig. Das 
iſt auch ganz in der Ordnung und in Uebereinſtimmung mit ihrem Ver⸗ 
halten während des letzten Jahres. Höchſt anerkennenswerth war das Ent- 
gegenkommen des Herrn Miniſters des Innern, der fein urſprüngliches 
Organiſationsprogramm den Vertrauensmännern ede aufgegeben und 
namentlich Hannover vor der Einſetzung von Kollegien W hat, die 
mit allen möglichen disparaten Geſchäaften überladen find. Will man die 
neuen Provinzen nicht mechaniſch, ſondern organiſch mit Preußen vereinigen, 

o muß man ihnen ihr ſelbſtſtändiges Leben und ihre eigenen Organe, dies 

eben zu an, belaſſen, fo weit das politiſche Intereſſe es nur irgend 
zuläßt. Die Geldfrage enſcheidet hier nicht allein, es giebt koſtſpielige Ein⸗ 
richtungen, die gleichwohl erhalten, ja nachgeahmt zu werden verdienen — 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. Es ſind etwa noch 20 Redner 
eingeſchrieben. — Abg. Grumbrecht beſtreitet ebenfalls die Richtigkeit 
der Vincke'ſchen Darſtellung der hannoverſchen Verwaltungs einrichtungen. 
Die Friſche des Gemeindelebens in Hannover ſei die Urſache, daß ſo viele 
Kommunalbeamte in der hannoverſchen Kammer ſaßen und im preußiſchen 
Landtage ſitzen. Die Verwaltung ſei allerdings etwas theurer, als in 
Preußen, aber es k mme in erſter Linie darauf an, ob die Leiſtungen im 
Verhältuiß zu den Koſten ſtehen. — Abg. Dr. Braun (Wiesbaden) erklärt 
im Namen feiner Kollegen aus Naſſau, daß fie nicht mit der Rheinprovinz, 
ſoudern mit Kurheſſen vereinigt zu werden wünſchen, Mit Bureaukratie 
überladen, hoffte Naſſau nach der Annexion auf Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung und des Inſtanzenzuges, flatt deſſen iſt das Uebel gewachſen. Neben 
dem Amtmann ſteht der Landrath, man weiß nicht recht, in welchem Ver⸗ 
hältniß der Amtmann; der Amtmann iſt ein Eingeborener, der Landrath 
ein preußiſcher Aſſeſſor. Aus dieſer Verwirrung des Kommunalweſens und 
des Staates entipringt eben das Elend der Bureaufratie, man hat doppelte 
Glieder geſchaffen, einen Patallelismus, der in der hebräiſchen Poeſte feine 
Stelle haben mag, in der Verwaltung nicht. Durch die Kollegialverfuſfung 
werden die guten Ideen dividirt, die ſchlechten multiplizirt Die Provinzen 
müffen nach ihrer Eigenart bebandelt werden; „es iſt nicht nötbig, daß allen 
Bäumen dieſelbe Rinde wachſe.“ — Die allgemeine Diskuſſion wird ge⸗ 
ſchloſſen und nach einer Reihe perſönlicher Bemerkungen zwiſchen v. Vincke 
(Minden) und den hannoverſchen Abgeordneten, zur Spezialdiskuſſton der 
einzelnen Poſitionen des Finanzetats (Tit. VII.) überge⸗ augen — Abg. 
Lasker formulirt im Anſchluſſe an den Antrag Tweſten die durch ihn 
gebotene kalkulatur⸗ und budgetmäßige Aufſtellung der Ziffern. 

„Graf Schwerin warnt davor, ſtets die Prärogative der Krone in 
die Debatte zu ziehen. Es ſei auch eigen, daß der Miniſer des Innern 
die Impulſe zu ſeinen Vorlagen er aus der Diskuſſion dieſes Hauſes neh⸗ 
men will. Berechtigte Eigenthümlichkeiten müßten geſchont werden, die 
Amalgamirung findet ſich nach und nach. Er glaube dem Autrage des Abg. 
Lasker auf Vorlage eines Organiſationsgeſetzes für die neuen Provinzen 

uſtimmen zu können. Bevor man aber nicht in den alten Provinzen die 

emeinde- und Kreisverfa ung auf Grundlage der Selbſtverwaltung 
mirt hat, werde man die Behörden nicht reorganiſiren nen, wenn man 
nicht den Büreaukratismus vermehren will. — Miniſter Graf Eulen, 
burg: Es würde geſagt, man e gar nicht, was die Regierung wolle; ſie 
will in Hannover die Aufrechter altung der Landdroſteien, in Schleswig⸗ 
Holſtein die Einſetzung zweier Regierungen, für die Beantwortung der 
Frage, ob dieſe mehr kollegialiſch oder bureaukratiſch einzurichten ſind, hat 
die Regierung aus den Verhandlungen das Material geſchöpft, welches fie 
veranlaßt, fi für das letztere zu entſcheiden. Wir können in der Aufrecht⸗ 
erhaltung der bisherigen Zuſtände keinen Nachtheil erblicken, ſondern wer⸗ 
den dieſelben prüfen, um nach ein oder zwei Jahren, geſtützt auf die ge- 
machten Erfahrungen, das Zweckmäßigſte zu wählen. — Abg. v. Scheel⸗ 
Pleſſen: Ich halte es für vollkommen angemeſſen, der Krone die Präro⸗ 
gative einzuräumen, den Verwaltungsorganismus ſelbſtſtäudig zu regeln, da 
nur ſie die dazu erforderlichen Erfahrungen beſizt. Auch das, was die Re⸗ 
terung bisher geleiſtet hat, ſpricht dafür, da nichts geeigneter war, die 
chleswig⸗bolſteiniſchen Landestheile dem Geſammtſtaate zu aſſimiliren, als 
die tief eingreifende preußiſche Verwaltung ſowohl in Steuer-, wie in 
Militär-, Kirchen und Schul⸗Angelegenheiten. Der Antrag, ein Pauſch⸗ 
quantum zu bewilligen, hat das gegen ſich, daß der proviſoriſche Zuſtand 
der in den Herzogthümern bereits fo lange dauert, wieder auf unbeſtimmte 
Zeit ie errang — Abg. Waldeck: Man verlungt von uns, daß 
wir ein De nitivum ſchaffen, und überſieht dabei, daß die Regierung ſelber 
ein ſolches gar nicht beabſichtigen kann, ohne alle die dunklen Punkte der 
Verwaltung, die hier bereits hervorgehoben und zum Theil von ihr ſelbſt 
anerkannt worden ſind, für immer zu konſerviren. Die Fragen nach den 
Einzelnheiten der Organiſation halte ich für untergeordnet und leicht zu 
loſen, wenn man ernſtlich daran geht, ein Ganzes zu ſchaffen. Am ſchlimm⸗ 
ſten aber iſt das Erperimentiren, welches nach den Erklärungen des 
Miniſters wieder beabſichtigt wird. Die Prärogative, in der Organiſation 
die Initiative zu * hat die Regierung, nicht aber die Prärogative, 
zu experimentiren. arum zögert man, endlich ein Deſinitivum zu ſchaf⸗ 
fen? Der Abg. Graf Schwerin hat uns die Urſache ſchon genannt, man 
ſcheut fi, an die Grundlage, an eine durchgreifende Reform der Kreig-, 
Gemeinde und Provinzial-Verwaltung zu gehen, ohne die freilich eine Or⸗ 
Kalt die auf gefunder Grundlage beruhen ſoll, nicht geſchaffen wer⸗ 
Abg. Lasker: Als der Herr Miniſter vorgeſtern über die Organiſa⸗ 
tion in den neuen Provinzen ſprach, erwartete ich, daß er einen Plan deſſen 
vorlegen würde, was die Regierung eigentlich in Ausſicht genommen hat; 
trotz deſſen brach er ſeine Ausführungen kurz ab und ich mußte mir ſagen, daß 
es unmöglich fei, für eine nicht de nitive Organiſation definitive Bewilli⸗ 
gungen auszusprechen. Die Frage über die Kompetenz der Regierung, in der 
Organiſation ſelbſtſtändig vorzugehen, iſt von dem Herrn Regierungs⸗Kom⸗ 
wies der ſeinen Chef darin desavouirte, in ſchroffer Weiſe in den Vorder- 
grund geſtellt worden und uns nur das Recht zugeſtanden, die daraus er⸗ 
wachſenden Bedürfniſſe an Geldmitteln durch unſere Bewilligung zu befrie⸗ 
digen. Dies Recht der Geldbewilligung braucht mau uns aber nicht jetzt 
erst zuzugeſtehen, es iſt uns bereits durch die preußiſche Verfaſſung gewühr⸗ 
leiſtet durch den Art. 96, deſſen Kenntnißnahme ich dem Herrn Regierungs- 
Kommiſſar hiermit empfohlen haben will. Unſere Debatte richtete ſich des⸗ 
halb auch nicht gegen den Herrn Miniſter von vorgeſtern, ſondern gegen 
den Herrn Regierüngs⸗Kommiſſar von heute (Heiterkeit) und ich babe mich 
deshalb einigermaßen gewundert, als der Herr Miniſter das Wort nahm 
um für den letzteren einzutreten. Wenn wir heute die Gehälter bewilligen 
und überlaffen dann der Lein nach ihrem Belieben danach die Be⸗ 
hörden zu organiſiren, fo beſchließen wir nichts Geringeres, als eine Forte 
ſetzung der bis zum 1. Ottober eee Diktatur auf einem beſchränktem 
Gebiete. — Nach einer perſönlichen Bemerkung des Abg. Graf Schwerin 
wird zur en geſchritten. Genehmigt werden die 77,000 Ag für 

11 Oberpräſidenten, ferner der Dispofitionsionde von 12,000 (datt 
der von der Regierung verlangten 13,500 % l 

Zu dem Abſchnitt: „Regierungen“ bittet Abg. Graf zu Eulenburg drin⸗ 
gend um Bewilligung der Summe für zwei Regierungen in den 8 og⸗ 
thümern. — Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Der Sitz einer 

Regierung in der Stadt Schleswig würde für die Regierung höchſt une 
günſtig ſein. Fur die Bevölkerung von Holſtein würde dies außerordent⸗ 


n müſſe aber ſchnell erfolgen und 
wie es durch Bewilligung eines 
bg. Windthorſt (Meppen): Mar 

fen, und was ſie in den neuen 


angerichteten Verwüſtungen. 


genehmigt. 


* 


lich unbequem ſein. — Abg. Windthorſt (Meppen): Es ſei beſſer, wenn 


dasjenige, was die Regierung jetzt verlangt, gegeben wird, deshalb brauche 


quantum be 


man noch the Organiſation für immer zu billigen. Durch das Pauſch⸗ 
hieraus ſpä 


leicht Streit im Hauſe entſtehen. 


Abg. Graf Schwerin: Mit dem Antrag Pauſchquantum wird be⸗ 
zeichnet, daß die Regierung nicht autorifirt wird, etatsmäßige Stellen zu 
ereiren, damit fte im künftigen Jahre nicht Alles unverändert wieder ver⸗ 
orwande, daß lauter etatsmäßige Stellen ge⸗ 
ſchaffen würden. Niemand von uns, der nur eine Regierung haben will, 
hat geſagt, daß die Regierung in Kiel etablirt werden ſolle; Schleswig iſt 
aus politiſchen Gründen vorzuziehen; ob die Altonaer nach Kiel oder nach 
Schleswig gehen müſſen, iſt gleichgültig; die Regierung hat ja auch die 
Frankfurter gezwungen, zur Regierung nach Wiesbaden zu gehen; es iſt 
ſo ſehr rückſichtsvoll in dieſer Beziehung 

Debatte wird angenommen. Es ent⸗ 
ſpinnt ſich eine längere Debatte über die Art der Frageſtellung. Zuerſt 
wird abgeſtimmt über die ganze im Etat Titel 3 Nr. 1 verlangte Summe 
Die Bewilligung dieſer 
Summe wird abgelehnt; dafür nur die Konſervativen, ein Theil der Frei⸗ 
konſervativen, einzelne Altliberale, außerdem Abg. Windthorſt (Meppen), 
v, Binde (Minden), Redeker u. A. Nachdem der Antrag Tweſten, nur 
90,009 „ zu bewilligen, ebenfalls abgelehnt worden, wird der Antrag 
zu bewilligen, angenommen. Bei Nr. 3 (327 Ober⸗ 
und Regierungsräthe 486,400 ) zieht Abg. Tweſten feinen Antrag zu⸗ 
ſich dem des Abg. Lasker an. Die im Etat geforderte 
Summe wird abgelehnt; das Amendement Lasker, nur 450,000 , zu 
bewilligen, angenommen. Ebenſo wird der zweite Theil des e 

rovinzial⸗ 


Verwaltung Schleswig⸗Holſteins 23,800 mit großer Maſeritt an⸗ 


langen könne unter dem 


wunderbar, daß ſie jetzt plötzli 
iſt. (Beifall.) — Der Schluß der 


für die Regierungspräſidenten (93,500 ) 


Lasker, 87,200 . 
rück und ſchließt 


Lasker, Tit. 3, Lit. a zu bewilligen: Pauſchquantum für die 


genommen. 


Es wird nun abgeſtimmt über den Antrag Francke: „Das Hans 
wolle zu dem Beſtehen zweier Regierungen für Schleswig⸗Holſtein ſeine 
Dafür die linke Seite und ein Theil des Cen⸗ 
trums, dagegen die rechte Seite; das Bureau war zweifelhaft; als die 
Gegenprobe gemacht wurde, erhob ſich jetzt ein großer Theil der National 
Liberalen, die vorher für den Antrag geſtimmt, gegen denſelben. Das Bu⸗ 
reau erklärte in Folge deſſen nun den Antrag für abgelehnt. — Dagegen 
wird der Antrag Tweſten: „Das Haus wolle erklären, daß für die Herzog⸗ 
thümer Schleswig und Holſtein nur eine gemeinſchaftliche Regierung zu er⸗ 
richten ſei,“ mit geringer Majorität angenommen. Die übrigen Poſitionen 
des VII. Abſchnittes werden angenommen. — Schluß 4 Uhr. Nächſte 
Tagesordnung: 1) Spielkartenſtempelgeſetz; 
2) Reſt der heutigen Tages ordnung; 3) J een (Der Präſident 


Zuſtimmung verſagen.“ 


Sitzung Dienſtag 10 Uhr. 


ſtellte event. eine Abendſitzung in Ausſicht. 


— Die Juſtiz-Kommiſſion des Herrenhauſes empfiehlt mittels 
Berichtes — mit 9 gegen 1 Stimme — folgenden Antrag der 
Herren v. Frankenberg ⸗Ludwigsdorf, v. Plötz und Graf v. Ritt⸗ 
berg zur Annahme: „Das Herrenhaus wolle beſchlleßen, die König⸗ 
liche Staatsregierung zu erſuchen, dahin zu wirken: daß die oberen 
Gerichte des Landes, ſowie das Ober- Tribunal und das Ober- 
Appellationsgericht in Berlin aufgefordert werden, ſich über den 
neuen Entwurf einer Cſvil-Prozeß⸗Ordnung für das Gebiet des 
norddeutſchen Bundes, vor ſeiner definitiven Feſtſtellung zur Vor- 


lage bei dem Reichstage gutachtlich zu äußern.“ 


„ Die Finanz⸗Kommiſſion hat beute den Antrag beſchloſſen: 


Das Herrenhaus wolle dem Geſeß-Entwurf, betreffend die Herab- 


ſetzung des Kalender Stempels, wle derſelbe aus den Beſchlüſſen 
des Hauſes der Abgtordneten hervorgegangen iſt, ſeine Zuſtimmung 


zu erthellen. 
Bremen, 16. Dezember. Die hler eingetroffenen Berichte 
aus St. Thomas, welche von dem weſtindiſchen Poſtdampfer in St. 


Nazalre abgegeben worden ſind, reichen bis zum 18. November 153 


entwerfen ein troſtloſes Bild von den durch das Erdbeben daſel 

6 Denſelben Berichten zufolge wäre es 
ſehr möglich, daß der Kongreß der Vereinigten Staaten, in An- 
betracht dieſer Umſtände, feine Einwilligung zu dem Verkaufsvertrage 


mlt Dänemark verſagte. 


+ München, 16. Dezember. 
in ihrer heutigen Sitzung die Einrichtung des einjährigen Freiwil⸗ 
ligendtenſtes, wie fie in Preußen beſteht, angenommen. Ebenſo 
wurde die Unterflüpung bedürftiger Familien mobiliſirter Reſer⸗ 
viſten und Landwehrmänner und die Anſtellung von Unteroffizieren, 
welche zwölf Jahre beim Militär gedient haben, im Civlldienſte 


Ausland. 
Wien, 16. Dezember. Die „Morgenpoſt“ ſchreibt: Die 


bleßge preußiſche Geſandtſchaft erwartet in nächſter Zeit eine Kö⸗ 


nigliche Ordre, welche ihre Reorganijation im Sinne der Neuge⸗ 


ſtaltung der norddeutſchen Bundesverhältniſſe enthalten wird. Es 


wird bereits als beſtimmt betrachtet, daß Freiherr v. Werther von 
Neujahr an den Titel eines Geſandten des norddeutſchen Bundes 
annimmt. Der von Mexiko zurückerwartete Baron v. Magnus wird 
der hleſigen Geſandtſchaft zugetheilt werden. 

Brüſſel, 15. Dezember. Das ganze Kabinet hat feine De- 
miſſton eingereicht 

Paris, 16. Dezember. „Patrie“ und „Etendard“ dementiren 
überelnſtimmend die von amerikanlſchen Blättern gebrachte Nach⸗ 
richt von der Ankunft eines franzöſtſchen Geſandten in Mexiko und 
erklären, der  Kalfer Napoleon werde zu Juarez feinen Vertreter 
ſenden. — Die „Preſſe“ ſagt: Die vorbereltende Beſprechung für 
die Konferenz werde nicht zu Stande kommen. 

Florenz, 15. Dezember. Der „Italtenſſchen Korreſpondenz“ 
zufolge hätte Menabrea in Paris um Erklärungen über die von 
dem Staateminiſter Rouher bezüglich des Könige von Italien ge 
führte Sprache erſuchen laſſen. In einer anderen Depeſche hätte 
Menabrea ſich dahin geäußert, daß in Folge der Erklärungen des 
franzöſiſchen Staatsminiſters die Situation eine andere geworden 
ſel. Der Konſeilspräſident glaube von einer Formulirung von 
Vorſchlägen für die römiſche Frage fo lange abfehen zu ſollen, 
bis eine Aufklärung über die definitiven Abſichten Frankreichs er⸗ 
olgt ſei. 

London, 15. Dezember. Reuters Offize hat folgende 
Nachrichten aus Newyork vom 5. Dezember per norddeutſche Llopd⸗ 
Dampfer „Amerika“ erhalten: Der Senat hat eine Reſolutlon an- 
genommen, durch welche die Regierung aufgefordert wird, die zwi⸗ 
ſchen England und den Vereinigten Staaten mit Bezug auf die 
„Alabama“-Frage gewechſelten Briefe, ſowſe alle dieſe Frage beirrf- 
fenden Dokumente dem Haufe mitzuthellen. Eine Refolution iſt 
im Haufe eingebracht worden, worin diejenigen Theile der Bot- 
ſchaft Johnſons, welche die vom Kongreß befolgte Politik tadeln, 
als eine Verletzung des offiztellen Anſtandes bezeſchnet werden und 
dem Kongreß empfohlen wird, darüber einem Verweiſe Ausdruck zu 
verleihen. Der Senator Sumner hat in einer Rede ſich gegen 
den Druck von Extra-Erempların der Botſchaft Johnſons ausge 
ſprochen. Er tadelte dieſelbe ihrts revelutionären Charakters hal⸗ 
bet, der berechnet ſel, die Rebellion anzuſpornen und einen Bür⸗ 


me die Regierung eine zu große Befugniß, und es könnte 


Die Abgeordnetenkammer hat 


gerkrieg hervorzurufen. Sie lege Zeugniß ab von einer zwiſchen 
Johnſon und den Rebellen beſtehenden Koalition. Er ſagte, Jef⸗ 
ferſon Davis, deſſen Nachfolger Johnſon el, würde gerade eine 
ſolche Bolſchaft an den Kongreß erlaſſen haben. Mr. Dixon 


(Konſerv. Republikaner) vertbeidigte den Präſidenten und erklärte, 


daß der Kongreß das Volk ſchlecht vertrete. Das Haus ſollte über 
die Lehren nachdenken, welche daraus zu ziehen wären, daß die 
Konfervativen in den jüngſten Wahlen ſiegreich geweſen ſeien, 
welches als ein Vorwurf für die Radikalen zu betrachten wäre. 
Eine Rejolution, welche im Haufe eingebracht, und dem Ausſchuß 
für auswärtige Angelegenheiten überwieſen wurde, jagt: das Haus 
erkläre, daß keine Forderung einer auswärtigen Regierung an einen 
naturalifisten Bürger der Vereinigten Staaten das Recht folder 
Bürger auf bundesmäßigen Schutz affiziren ſolle. Die Reglerung 
ſolle die Bürger der Vereinigten Staaten im Inlande ſowohl, als 
auch im Auslande auf alle Fälle beſchützen. 

General Hancock hat mehrere vom General Morris in Loul- 
ſtana entlaſſene Gerſchtsbeamten wieder eingeſetzt. Die Konvention 
von Alabama hat eine Ordonnanz votirt, durch welche alle Civil- 
gerichte, mit Ausnahme des Obertribunals des Vormundſchafts⸗ 
und Kriminalgerſchtes aufgehoben werden. General Pope hat der 
Konvention den Rath ertheilt, ihre Sitzungen zu vertagen und be- 
gründete ſein Verlangen dadurch, daß die Handlungsweiſe der Kon⸗ 
vention die Reorgantſatlon des Südens beeinträchtige. Die Kon- 
vention von Virginten hat den Richter Underwood zu ihrem Prä- 
ſidenten gewählt. In feiner Anſprache bei der Annahme der Prä- 
ſidentſchaft empfahl derſelbe der Konvention alle mögliche chriſtliche 
Liebe, welche mit der zukünftigen Sicherheit des Landes ſich ver⸗ 
einbaren ließe, auszuüben. Mr. Brownlow hat ein Schreiben ver- 
öffentlicht, worin er die vom Chef der geheimen Polizei, Mr. 
Baker, vor dem Anklagegerichte über Johnſon gemachten Ausſagen 
in Abrede ſtellt. Mr. Brownlow erklärt, er habe nie geſagt und 
glaube auch nicht, daß Johnſon je mit Jefferſon Davis oder ir- 
gend einem andern Rebellen während der Infurreftion Briefe ge- 
wechſelt hade. Die Neger im Kreiſe Bullon im Staate Alabama 
haben ihre eigenen Gerichts höfe organifirt, jowie ſich bewaffnet und 
drohten, das Eigenthum der Weißen wegnehmen zu wollen. Gene- 
ral Sevapne hat eine Abtheilung Truppen entjandt, welche die 
Neger auselnander jagten und 15 der Rädelsfübrer verhafteten. 
Mr. Hoffmann (Demokrat) iſt bel der in Newyork ſtattgehabten 
Neuwabl eines Bürgermeiſters wieder erwählt worden. Er erhielt 
eine Majorttät von 22,000 Stimmen über die demokratiſchen und 
republikaniſchen Kandidaten der Oppoſſtton. Die Stimmenzahl der 
republikaniſchen Partei hat ſeit Iepter Wahl um 7000 abgenom- 
men. Die Newporker Zeitungen enthalten Nachrichten aus Mexiko 
vom 22. November, wonach daſelbſt das Gerücht in Umlauf war, 
daß ein vom Kaiſer Napeleon an Juarez entſandter Courier in 
der Hauptſtadt angekommen ſel. 

London, 16. Dez. Der Sonntag iſt in Ruhe vorüber- 
gegangen. Die in Irland und England von den Feniern ange- 
kündigten Demonſtrattonen haben nicht Statt gefunden. Außer⸗ 
ordentliche Vorſichtsmaßregeln waren in Liverpool, Dublin und 
8 Zentralpunkten ergriffen. 3 Militär, die Polizei und 
dr n waren bereit zäm Einf reiten. Die Feſtigkeit 


* ’ 
Briftol, Mancheſter, Neweaſtle, Grtenock, Glasgow, Edinburgh und 
Aberdeen waren vollſtändig ruhig, in Leeds hielten die Polizei und 
Militär den Verſammlungeort der Fenien bis 4 Uhr Nachmittags 
befetzt. 

— Von den bel der Exploſton in Klerkenwell Verwundeten 
iſt geſtern einer im Hospital geſtorben, ſo daß die Zahl der Ge- 
tödteten jeßt vier beträgt, der Zuſtand eines fünften tft hoffnungs⸗ 
los. Der Haupträdelsführer des ganzen Attentats iſt entwiſcht. 

London, 16. Dezember. Der preußlſche Botſchafter Graf 
Bernſtorff hat das auswärtige Amt davon in Kenntniß geſetzt, daß 
er vom 1. Januar ab in der Eigenfhaft eines Vertreters des nord⸗ 
deutſchen Bundes alkkreditirt fein wird. 

— Aus Paris wird gemeldet, daß eln Bruch der diplomati⸗ 
ſchen Beziehungen zwiſchen Frankreich und Stalien bevorſtehe. 

Petersburg, 8. Dezember. Es iſt ſelt einiger Ztit bel 
einem Theile der ausländſſchen Preſſe gebräuchlich, die Finanzen 
Rußlands in einem ungünſtigen Lichte darzuſtellen, und man hat 
dieſe Behauptung jo vielfach durch geſchickt zuſammen geſtellte Zah- 
len zu beweiſen geſucht, daß es ſchwer iſt, ſie zu widerlegen. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine fo gründliche Reform wie die der 
Bauern- Emanelpatlon nicht hat zu Wege gebracht werden konnen, 
ohne daß die Finanzen des Staates zunächſt eine nachthellige Wir- 
kung empfunden haben, ohne daß auch der Privatbeſitz vorüber⸗ 
gehend davon berührt worden wäre. Aber die Frage iſt vielmehr, 
ob dieſe Reform überhaupt und dauernd gute oder üble Folgen 
in ökonomiſcher Hinſicht nach ſich ziehen werde. Die freie Arbeit 
eines emanclpirten Landmanns muß einen höheren Ertrag erzielen, 
als die gezwungene Arbeit eines Sklaven und daher auch den 
Reichthum des Landes erhöhen. Und doch iſt dieſe Wahrheit von 
den blinden Anhängern der alten Ordnung der Dinge beſtritten 
worden. Aber das Zahlenverhältniß zwiſchen ſonſt und jetzt giebt 
vollſtändigen Aufſchluß und widerlegt auch die ge gneriſchen An- 
ſchauungen. 


— 


Pommern. 

Stettin, 17. Dezember. 
geſtern Abend an die Stadt gekommenen beiden Dampfer waren 
nicht, wie wir vermuteten, die Vormittags von Swinemünde nach 
hier abgegangenen Dampfer Garriſon und Snowdoun, fondern 
„Wilhelm III.“ und „Odin“, welche am Sonnabend von bier nach 
Swinemünde abgegangen waren, erſterer mit dem Auftrage, den bei 
Ziegenort im Eiſe ſtecken gebliebenen Dampfer „Normann“ loszu⸗ 
helfen, denen aber das weitere Vorbringen im Eiſe nicht möglich 
geweſen if, jo daß fie hierher retourniren mußten. — Die Dam- 
pfer „Garriſon“ und „Snowdoun“ find nur bis zum Krids gekom⸗ 
men und im Laufe des geſtrigen Nachmittags Eiſes wegen wieder 
nach Swinemünde zurückgekebrt. — Aus Swinemünde wird fer⸗ 
ner telegraphirt, daß die Bugfir - Dampfer „Victor“ und „Tartar“ 
wegen zu ſtarken Etſes unverrichteter Sache (fiche Morgenbl. Swine⸗ 
münde) dorthin zurückgekehrt find. Der Tartar blieb unterm Berge 
ſtecken und verurſachte dem Victor eine Stunde Aufenthalt, um ihn 
zu befreien. Der bei Köpitz feſtgekommene norwegiſche Schooner 


Harald Harfagr, dem Victor und Tartar Aſſiſtenz bringen ſollten, 


Die im Morgenblatte erwähnten“ 


—— — — — — 


iſt nun vom Dampfer Garriſon nach Swinemünde geſchleppt, und 
will letzterer geſehen haben, daß der „Normann“, den Wilhelm III. 
nicht auffinden konnte, mit einem anderen Dampfer nach dem Pa- 
penwaſſer retournirt iſt. 

— Heute früh iſt der ſeit einer Reihe von Jahren bei der 
hieſtgen Königlichen Polizei Direktion angeſtellt geweſene Kanzlei 
rath Hoffmann nach längerer Krankheit geſtorben. Derſelbe hatte 
ſich nicht nur bel ſeinen Vorgeſetzten und Kollegen, ſondern auch 
im Publikum allgemeiner Achtung zu erfreuen. 

— In der verfloſſenen Nacht machte ein vor dem Konigsthor 
wohnhafter Kaufmann feinem Leben durch einen Piſtolenſchuß ein 
Ende. Das Motiv des Selbſtmordes iſt unbekannt. 

— Am Sonntag Abend wollte ſich ein Matroſe eines beim 
„Vulcan“ liegenden Dampfers an Bord begeben, hatte jedoch das 
Unglück, beim Beſteigen des zwiſchen dem Lande und dem Schiffe 
liegenden Bootes auszugleiten, in die Oder zu ſtürzen und zu er- 
trinken. Geſtern Morgen fand man im Boote Hut und Stock 
= le. ai bald darauf auch den Leichnam desſelben im 

aſſer. 

— Das Publikum wird einer ihm für die bevorſtehenden Feſt⸗ 
tage in Aus ſicht geſtellt geweſenen angenehmen Unterbaltung, näm⸗ 
lich der feit längerer Zeit in Berlin im Rappotheater mit vielem 
Belfall gegebenen Vorſtellungen des Zauberkünſtlers Herrn Ag eſton 
entbehren. Derſelbe hat feine Abſicht, am nächſten Sonntag im 
hleſigen Schützenhauſe den erſten Cyklus der Vorſtellungen zu be⸗ 
ginnen, aufgegeben und wird erſt Anfangs des nächſten Monats 
hier eintreffen. 

— Einen neuen Beweis dafür, daß ſelbſt die Verbüßung 
längerer Zuchthausſtraſe einzelne Individuen entſchleden nicht beſſert, 
dat der frühere Hausknecht Fr. Büttner aus Gollnow geliefert. 
Derjelbe wurde, nachdem er wegen Diebſtahls 7 Jahre Bewohner 
der Naugarder Straf- und Beſſerungsanſtalt geweſen, am 14. d. 
Mis. von dort entlaſſen; er traf geſtern Vormittag bier ein und 
ſtieg in dem Brandtſchen Gaſthofe am Bohlwerk ab, den er Abends 
aber unter dem Vorgeben verlieh, ih für die Nacht anderwelt ein 
billigeres Unterkommen beſchaffen zu wollen. Nachts um 3 Uhr 
erwachte der mit zwei anderen Perſonen in einem Zimmer jenes 
OGaſtbofes logirende Fuhrmann Köpke von einem Geräuſch, er 
zündete Licht an, weckte jeine Schlafgenoſſen und bei näherer 
Durchſicht des Zimmers fand man Büttner in demſel ben verſteckt. 
Unzweifelbaft hatte dieſer es darauf abgeſehen, dort einen Dieb- 
ſtahl auszuführen, in welcher Abſicht er nun unerwartet geſtoͤrt 
wurde. Ein Fluchtverſuch mißglücktr und befindet er ſich jetzt wie⸗ 
der hinter Schloß und Riegel. 

— Dem Schneidermeiſter G. find geſtern Nachmittag aus 
dem unverſchloſſenen EnttE feiner Breiteſtraße No. 41—42 bele⸗ 
genen Wohnung zwei Stücke grauer Velour im Werthe von 9 
Thaler geſtoblen worden. 

Lauenburg, 14. Dezember. Am 11. d. M. iſt wle⸗ 
derum an der Küſte von Wittenberg ein Schiff geſtrandet, und 
zwar ein mit Bauholz beladener ſchwediſcher Schvoner von 120 
Laſt. Von der Mannſchaft, dem Namen des Schiffes, Papieren ic. 
iſt bis deute nichts zu ermitteln geweſen, da das Wrak völlig ent⸗ 
naſtet und zerſchellt anttieß̃ z 2 — 
TEL „Biebmarkte. 

erlin. m ezember ce. i 
Viehmarkt zum Verkauf — — e eee 

An Rindvieh 1090 Stuck. Der Handel war ziemlich lebhaft, indem 
mehrere Ankäufe nach den Rheinlanden gemacht wurden, beſte Qualität 
wurde mit 17 &, miitel 14— 15 „, ordinär 10 —12 S pro 100 Pfd. 
Fleiſchgewicht bezahlt. 
wach cn, lee a a 

n, i 
1 15 92 4 3 efte Qualität erzielte 17 94 

u ajen t i i . 

räumt werden konnten. e * 

An Kälbern 650 Stück, wofür ſich die Durchſchnittspreiſe nur mittel- 
mäßig geſtalteten. e ee 7 5 
Börſen⸗ Berichte. 

in aan 17. Dezember. Witterung: Regen. Temperatur ＋ 2“ N. 


— 


u lebe un Börfe, 

| eizen niedriger, per 2125 Pfd. loco gelber inländiſcher 93—97 Ag 
bez, bunter polniſcher 92—95 , ungariſcher 84—87 ie feiner unga⸗ 
riſcher u. mähriſcher 89— 92 . bez., 83—85pfd. gelber Dezember 93 s% 
nominell, Frühjahr 96 ½, 96 K bez. u. Gd., 96 ½% Br. 

Roggen flau und niedriger, pr. 2000 Pfd. loco 70—72 & bez., 
beſſerer 73, 73½ & bez., Dezember 73 & bez. u. Br., Frühjahr 78½ %. 
bez. u. Br., 73 Gd. 

Ger ſte und Hafer ohne Umſatz. 
Winterrübſen loco 79—81 7 
Sommerrübſen 67-70 & be 
Petroleum loco 6 ½, % 4 bez., Dezember 6%, bez. 

Rüböl wenig verändert, loco 10%, 4 Br., Dezember 10½½ 
bez., April⸗Mai 102, bez., ½ Br., September⸗Oktober 11 .%% bez. 

Spiritus etwas ſeſter, loco ohne Faß 20% d bez., Dezember 
20 % bez. und Gd., Dezember- Januar 20 4 Sp, Ianuar-Februar 20% 
fee e e 

egülirungs Preiſe: Weizen 93 öl 10% 
Spirüue 20. 8 3 „Roggen 73, NRäböl 712 

1%, Hampurg, 16, Dezember. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
ſtille, auf Termine ohne Kauflust, ſpätere Termine flau. Weizen pr. De⸗ 
zember 5400 Pfd. netto 167 Bankothaler Br., 166 Gd., pr. Dezember⸗Januar 
167 Br., 166 Gd., pr. Frühjahr 169 Br., 168 ½ Gd. Roggen pr. Dezember 
5000 Pf. Brutto 1367 Br., 136 Gd., pr. Dezember⸗Januar 135 Br., 
134 Gd., pr. Frühjahr 131½ Br., 131 Gd. Hafer ohne Kaufluſt. Rüböl 
geſchäftslos, loco 22½% per Mai 23%. Spiritus zu 241, angeboten. 
Kaffee lebhaft, verkauft 7800 Sack Santos ſchwimmend. Zink geſchaͤftslos. 
Petroleum ſehr ſtill. — Regenwetter. 

Amſterdam, 16. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
file, Roggen flau, pr. März 302, pr. Mai 303. Raps per April 71, 
per Oktober 70. Rüböl per Mai 37, per November⸗Dezember 1868 381%. 

London, 16. Dezember. Getreidemarkt. (Anſangsbericht.) Fremde 
Zufuhren ſeit vergangenem Montag: Weizen 54,884, Gerſte 18,038, Hafer 
61,707 Quarters. 

Weizen fremder leblos, nur billiger verkäuflich Gerſte ſtetig. Hafer 
6 d niedriger. 2 


bez. 
z. 


